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Datenschutzbestimmungen / Satzung Datenschutz / Einverständniserklärung zur 
Veröffentlichung von Fotos und Filmaufnahmen / Nutzung des Messenger-Dienstes 

WhatsApp / Verschwiegenheitspflichtserklärung (nur für den aktiven Dienst) 

 

Datenschutzbestimmungen:  

Ich willige ein, dass der oben genannte Verein als verantwortliche Stelle, die in der 
Beitrittserklärung erhobenen personenbezogenen Daten wie Name, Vorname, Geburtsdatum, 
Adresse, E-Mail-Adresse, Telefonnummer, Funktion im Verein und Bankverbindung 
ausschließlich zum Zwecke der Mitgliederverwaltung, des Beitragseinzuges und der 
Übermittlung von Vereinsinformationen durch den Verein, ) und für alle in der Satzung 
genannten Zwecke verarbeitet und genutzt werden. Eine Übermittlung von Daten an 
übergeordnete Institutionen (Gemeinde Niederaichbach, Kreis- und Landesfeuerwehrverband 
sowie für Lehrgänge an die staatl. Feuerwehrschulen findet nur im Rahmen der in der Satzung 
festgelegte Zwecke statt. Diese Datenübermittlungen sind notwendig zum Zwecke des 
Vereins. Eine Datenübermittlung an Dritte außerhalb dieser Stellen findet nicht statt. Eine 
Datennutzung für Werbezwecke findet ebenfalls nicht statt. Bei Beendigung der Mitgliedschaft 
werden die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie nicht entsprechend der 
gesetzlichen Vorgaben aufbewahrt werden müssen. Jedes Mitglied hat im Rahmen der 
Vorgaben der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes 
n.F. (DSAnpUG EU) das Recht auf Auskunft über die personenbezogenen Daten, die zu seiner 
Person bei der verantwortlichen Stelle gespeichert sind. Außerdem hat das Mitglied, im Falle 
von fehlerhaften Daten, ein Korrekturrecht.  

Beschwerdestelle ist das Bayerische Landesamt für Datenschutzaufsicht (BayLDA) 
Promenade 27 91522 Ansbach 

 

 

Einverständniserklärung zur Veröffentlichung von Fotos und Filmaufnahmen:  

Ich willige ein, dass im Rahmen von Veranstaltungen und Einsätzen / Übungen angefertigte 
Foto- und Filmaufnahmen für Veröffentlichungen, Berichte, in Printmedien, Neuen Medien und 
auf der Internetseite des Vereines und seinen übergeordneten Verbänden unentgeltlich 
verwendet werden dürfen. Eine Verwendung der Aufnahmen für andere als die beschriebenen 
Zwecke oder ein Inverkehrbringen durch Überlassung der Aufnahme an Dritte außer der 
Dachorganisation des Vereins ist unzulässig. Diese Einwilligung ist freiwillig. Durch eine nicht 
erteilte Einwilligung entstehen mir als Mitglied keine Nachteile. Die Einwilligung kann jederzeit 
mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden.  

 

 

 

Freiwillige Feuerwehr Niederaichbach    
Isarstraße 3 
84100 Niederaichbach 
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Satzung Datenschutz: 

1. Der Verein legt besonderen Wert auf den Schutz der personenbezogenen Daten seiner 
Mitglieder. Aus dieser Verantwortung heraus verarbeitet der Verein die personenbezogenen 
Daten immer unter Berücksichtigung aller geltenden Datenschutzvorschiften.  

2. Der Verein verarbeitet und nutzt personenbezogene Daten seiner Mitglieder zur Erfüllung 
der gemäß dieser Satzung zulässigen Zwecke und Aufgaben.   

3. Hierbei handelt es sich insbesondere um folgende Mitgliederdaten: Name, Vorname und 
Anschrift, Bankverbindung für den Lastschrifteinzug, Telefonnummern (Festnetz, Mobil und 
Fax) sowie E-Mail, Adresse, Geschlecht, Geburtsdatum, Eintrittsdatum, Führerscheinklasse, 
Beruf, Namen und Vornamen von Erziehungsberechtigten bei Minderjährigen, Lizenz(en), 
Funktion(en) im Verein, Dienstgrade in der aktiven Wehr, erhaltene Auszeichnungen und 
Ehrungen, sowie durchgeführte feuerwehrtechnische Ausbildungen, Untersuchungen und 
Prüfungen.  

4. Als Mitglied des Kreisfeuerwehrverbandes / Stadtfeuerwehrverbands Landshut ist der 
Verein angehalten, bestimmte Daten an den Verband (Kreis-, Bezirks-, Landesebene) zu 
melden.  

5. Der Verein stellt seinen Mitgliedern die gesetzlichen Informationen zur Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten unter (Quelle) zur Verfügung. 

 

Nutzung des Messenger-Dienstes WhatsApp  

Die am 25. Mai 2018 in Kraft getretene Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) der 
Europäischen Union brachte einige Neuerungen der Gesetzeslage mit sich. Der Datenschutz 
jedes Mitglieds des Feuerwehrvereins sowie des aktiven Dienstes und der Jugendfeuerwehr 
ist uns, ebenfalls neben der allgemein herrschenden Sicherheit im Feuerwehrdienst, ein sehr 
großes Anliegen. Die einzelnen Fachbereiche der Feuerwehr Niederaichbach nutzen zur 
modernen und schnellen Kommunikation sowie zum Austausch von Informationen den 
Messenger-Dienst WhatsApp. Die WhatsApp Inc. als Tochterunternehmen der Meta Inc., 
ehemals Facebook, mit Sitz in Kalifornien / USA gibt aufgrund der DS-GVO ein Nutzungsalter 
von 16 Jahren vor. Hierbei muss jeder Nutzer direkt im Messenger-Dienst bestätigen, dass 
das 16. Lebensjahr bereits erreicht ist. 
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Hinweise zur Nutzung des Messenger-Dienstes WhatsApp 

1. Die Server der Meta Inc. befinden sich in Kalifornien / USA. Somit werden sämtliche 
über den Messenger Dienst verschickten Daten in ein sogenanntes Drittland 
verschlüsselt und gesichert übertragen.  

2. Die Nutzung des WhatsApp Messenger-Dienstes erfordert ein Mindestalter von 16 
Jahren. Eine Nutzung unter diesem Alter bedarf der Zustimmung des / der 
Erziehungsberechtigten.  

3. In Zukunft werden Nutzer einmalig in der App gefragt, ob sie mindestens 16 Jahre alt 
sind. 

4. Diese Angabe muss man wahrheitsgemäß beantworten, es erfolgt aber keine 
Kontrolle. 

5. Jüngere Nutzer müssen das Einverständnis der Eltern einholen. Die Eltern sind für 
die Einhaltung der Regel verantwortlich. 

6. Bei Verstößen könnte eine Strafe wegen Verletzung der Aufsichtspflicht und etwaige 
Bußgelder drohen. 

7. Wenn die Eltern die Nutzung von WhatsApp nicht erlauben, müssten Minderjährige 
die App umgehend löschen und werden auch nicht in eine organisierte Chat-Gruppe 
aufgenommen. 

8. 13- bis 15-jährige Nutzer dürften die App mit dem neuen Mindestalter nicht mehr 
nutzen, sofern die Eltern es nicht ausdrücklich erlauben.  

9. Ab dem 16. Lebensjahr erfolgt ebenfalls die Aufnahme in die WhatsApp-Gruppe der 
aktiven Einsatzmannschaft sowie ggf. eine Aufnahme in eine WhatsApp-Gruppe von 
Spezialeinheiten (Dekon, Sanität, etc.) 

 

Einwilligung für Neumitglieder im Feuerwehrdienst - Jugend  

Hiermit willige(n) ich / wir ein, dass unser(e) Sohn / Tochter, im Rahmen des ehrenamtlichen 
Dienstes bei der Jugendfeuerwehr Niederaichbach Mitglied der intern durch den Jugendwart 
organisierten WhatsApp-Gruppe ist. Diese Gruppe dient zum Austausch von Informationen, 
Terminen und Veranstaltungen, sowie zum Austausch von Bild- und Videomaterial. Die Inhalte 
dieser Gruppe werden regelmäßig durch die Kommandanten auf Verstöße gegen das 
Jugendschutzgesetz durch Teilnahme an dieser Gruppe kontrolliert. Die oben genannten 
Hinweise habe(n) ich/wir gelesen und akzeptiert.  

 

Einwilligung für Neumitglieder im Feuerwehrdienst – Erwachsen  

Hiermit willige ich ein, dass ich im Rahmen des ehrenamtlichen Dienstes bei der Feuerwehr 
Niederaichbach Mitglied der intern durch die Kommandanten oder den Gruppenführern 
organisierten WhatsApp-Gruppe bin. Diese Gruppe dient zum Austausch von Informationen, 
Terminen und Veranstaltungen sowie zum Austausch von Bild- und Videomaterial. Die oben 
genannten Hinweise habe ich gelesen und akzeptiert. 
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Verschwiegenheitspflichtserklärung von ehrenamtlichen Einsatzkräften der 
Freiwilligen Feuerwehr Niederaichbach (nur für den aktiven Dienst und die 
Jugendfeuerwehr) 

Mir wurde der Inhalt der folgenden Vorschriften des Strafgesetzbuches (StGB) bekannt 
gegeben:  

-§ 201 StGB (Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes) 
-§ 201a StGB (Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen) 
-§ 203 StGB (Verletzung von Privatgeheimnissen) 
-§ 331 StGB (Vorteilsannahme) 
-§ 332 StGB (Bestechlichkeit) 
-§ 335 StGB (Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung) 
-§ 336 StGB (Unterlassen der Diensthandlung) 
-§ 353b StGB (Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen 
Geheimhaltungspflicht) 
-§ 358 StGB (Nebenfolgen)  

Ich bin darauf hingewiesen worden, dass es verboten ist, dienstliche Aufzeichnungen für 
nichtdienstliche Zwecke zu fertigen oder im persönlichen Gewahrsam zu haben.  

Mir ist eröffnet worden, dass ich bei Verletzung meiner Pflichten strafrechtliche Verfolgung 
nach oben genannten Vorschriften zu erwarten habe.  

Ich habe eine Ausfertigung der Niederschrift und der vorstehenden Vorschriften des StGB 
erhalten. 

 

 

Vorschriften aus dem Strafgesetzbuch (StGB), über die zu belehren ist: 

 

§ 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes  

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt   

1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger aufnimmt  

oder  

2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht.  

(2) 1Ebenso wird bestraft, wer unbefugt   

1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene Wort eines  

anderen mit einem Abhörgerät abhört oder  

2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte  

nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut oder seinem  
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wesentlichen Inhalt nach öffentlich mitteilt.  

2Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeignet ist,  

berechtigte Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. 3Sie ist nicht rechtswidrig, wenn 
die  

öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen gemacht wird.   

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als  

Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit  

des Wortes verletzt (Absätze 1 und 2).   

(4) Der Versuch ist strafbar.   

(5) 1Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können  

eingezogen werden. 2§ 74a ist anzuwenden.   

 

 

§ 201a Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs und von  

Persönlichkeitsrechten durch Bildaufnahmen  

 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer   

1. von einer anderen Person, die sich in einer Wohnung oder einem gegen Einblick  

besonders geschützten Raum befindet, unbefugt eine Bildaufnahme herstellt oder  

überträgt und dadurch den höchstpersönlichen Lebensbereich der abgebildeten  

Person verletzt,  

2. eine Bildaufnahme, die die Hilflosigkeit einer anderen Person zur Schau stellt,  

unbefugt herstellt oder überträgt und dadurch den höchstpersönlichen Lebensbereich  

der abgebildeten Person verletzt,  

1  

3. eine Bildaufnahme, die in grob anstößiger Weise eine verstorbene Person zur  

Schau stellt, unbefugt herstellt oder überträgt,  

4. eine durch eine Tat nach den Nummern 1 bis 3 hergestellte Bildaufnahme  

gebraucht oder einer dritten Person zugänglich macht oder  
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5. eine befugt hergestellte Bildaufnahme der in den Nummern 1 bis 3 bezeichneten  

Art wissentlich unbefugt einer dritten Person zugänglich macht und in den Fällen der  

Nummern 1 und 2 dadurch den höchstpersönlichen Lebensbereich der abgebildeten  

Person verletzt.  

(2) 1Ebenso wird bestraft, wer unbefugt von einer anderen Person eine Bildaufnahme, die  

geeignet ist, dem Ansehen der abgebildeten Person erheblich zu schaden, einer dritten  

Person zugänglich macht. 2Dies gilt unter den gleichen Voraussetzungen auch für eine  

Bildaufnahme von einer verstorbenen Person.  

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine  

Bildaufnahme, die die Nacktheit einer anderen Person unter achtzehn Jahren zum  

Gegenstand hat,   

1. herstellt oder anbietet, um sie einer dritten Person gegen Entgelt zu verschaffen,  

oder   

2. sich oder einer dritten Person gegen Entgelt verschafft.  

(4) Absatz 1 Nummer 2 und 3, auch in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 4 oder 5, Absatz 2  

und 3 gelten nicht für Handlungen, die in Wahrnehmung überwiegender berechtigter  

Interessen erfolgen, namentlich der Kunst oder der Wissenschaft, der Forschung oder der  

Lehre, der Berichterstattung über Vorgänge des Zeitgeschehens oder der Geschichte oder  

ähnlichen Zwecken dienen.  

(5) 1Die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte oder andere technische Mittel, die der Täter  

oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. 2§ 74a ist anzuwenden.   

 

 

§ 203 Verletzung von Privatgeheimnissen  

 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich  

gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als   

1.-7….  

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem  
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Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.   

(2) 1Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum  

persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder  

Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als   

1.Amtsträger,  

2.für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,  

2  

3.-6….  

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. 2Einem Geheimnis im Sinne des  

Satzes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen  

gleich, die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind; Satz 1 ist jedoch  

nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen  

für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht  

untersagt.   

(2a) …  

(3) …  

(4) 1Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein  

fremdes Geheimnis offenbart, das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner  

Tätigkeit als mitwirkende Person oder als bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten  

Personen tätiger Datenschutzbeauftragter bekannt geworden ist. 2Ebenso wird bestraft, wer  

1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge getragen hat, dass  

eine sonstige mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung  

oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur  

Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen,  

die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind,  

2.-3….  

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis  

nach dem Tod des Betroffenen unbefugt offenbart.  

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu  
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bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei  

Jahren oder Geldstrafe.   

 

 

§ 331 Vorteilsannahme  

 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst  

besonders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten  

fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder  

mit Geldstrafe bestraft.   

(2) …  

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten  

Vorteil sich versprechen läßt oder annimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer  

Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr  

Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt.   

3  

 

 

§ 332 Bestechlichkeit  

 

(1) 1Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst  

besonders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung  

dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er eine Diensthandlung  

vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder  

verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 2In  

minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 3Der  

Versuch ist strafbar.   

(2) …  

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich  
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versprechen läßt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn  

er sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat,   

1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder,  

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des Ermessens  

durch den Vorteil beeinflussen zu lassen.  

 

 

§ 335 Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung   

 

(1) In besonders schweren Fällen wird   

1. eine Tat nach   

a) § 332 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Abs. 3, und  

b) …  

mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren und  

2. eine Tat nach § 332 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3, mit Freiheitsstrafe nicht  

unter zwei Jahren  

bestraft.   

(2) Ein besonders schwerer Fall im Sinne des Absatzes 1 liegt in der Regel vor, wenn   

1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht,  

2. der Täter fortgesetzt Vorteile annimmt, die er als Gegenleistung dafür gefordert  

hat, daß er eine Diensthandlung künftig vornehme, oder  

3. der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur  

fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat.  

4  

 

 

§ 336 Unterlassen der Diensthandlung  

 

Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richterlichen Handlung im Sinne der §§ 331  
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bis 335a steht das Unterlassen der Handlung gleich.  

 

 

§ 353b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen  

Geheimhaltungspflicht  

 

(1) 1Wer ein Geheimnis, das ihm als   

1.Amtsträger,  

2.für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder  

3.-4….  

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart und dadurch wichtige  

öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit  

Geldstrafe bestraft. 2Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interessen  

gefährdet, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.   

(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder eine  

Nachricht, zu deren Geheimhaltung er   

1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines  

Landes oder eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder  

2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der  

Verletzung der Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet worden ist,  

an einen anderen gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und dadurch wichtige  

öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit  

Geldstrafe bestraft.   

(3) Der Versuch ist strafbar.   

(3a) …  

(4) 1Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. 2Die Ermächtigung wird erteilt   

1….  

2. von der obersten Bundesbehörde   

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während  
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seiner Tätigkeit sonst bei einer oder für eine Behörde oder bei einer anderen  

amtlichen Stelle des Bundes oder für eine solche Stelle bekanntgeworden ist,  

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer amtlichen  

Stelle des Bundes verpflichtet worden ist;  

3….  

5  

4. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absätze 1 und 2 Nr. 2.  

 

 

§ 358 Nebenfolgen  

 

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den  

§§ 332, 335, 339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355  

und 357 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2),  

aberkennen. 


